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Einleitung 

Im Vergleich zu anderen Ländern hat die Schweiz einen schwachen Arbeitnehmerschutz. Über 
die relativ kurzen Kündigungsfristen hinaus gibt es kaum einen Kündigungsschutz. Mindestlöhne 
kennt das Land nur in Gesamtarbeitsverträgen. Atypische Beschäftigung wie befristete Arbeits-
verhältnisse und die Temporärarbeit sind schwach reguliert. Die Arbeitslosenversicherung bietet 
zwar einen relativ hohen Lohnersatz, aber die Taggelder werden unterdurchschnittlich lang aus-
bezahlt. Positiv ist, dass es dank den Flankierenden Massnahmen erstmals umfassende Lohn-
kontrollen gibt. 

Arbeitgeberkreise bezeichnen den schwachen Arbeitnehmerschutz als „liberalen“ Arbeitsmarkt. 
Mit „liberal“ hat der schwache Schutz jedoch wenig zu tun. Liberal heisst, dass die Menschen ihr 
Recht auf Freiheit wahrnehmen können. Liberal bedeutet Selbstbestimmung. Das setzt voraus, 
dass die Beschäftigten am Arbeitsplatz garantierte Rechte besitzen. Sonst können sie sich nicht 
gegen Arbeitgeberwillkür wehren. 

Die gleichen Kreise behaupten, dass die Schweiz wegen des schwachen Arbeitnehmerschutzes 
eine tiefere Arbeitslosigkeit als andere Länder hätte. Diese Behauptung trifft aber nicht zu. Das 
zeigt die neuste ökonomische Forschung. Und das illustriert auch ein einfacher Ländervergleich. 
In Ländern wie Norwegen oder den Niederlanden sind die Arbeitnehmer/-innen besser ge-
schützt. Doch die Arbeitslosigkeit unterscheidet sich kaum von derjenigen in der Schweiz. Tat-
sächlich dürfte der Zusammenhang gerade umgekehrt sein. Weil die Gefahr der Arbeitslosigkeit 
vor allem früher relativ gering war, haben die Schweizer Arbeitnehmenden einen schlechteren 
Schutz akzeptiert.  

Der relativ schwache Arbeitnehmerschutz stösst nun aber an seine Grenzen. Seit den 1990er 
Jahren ist die Arbeitslosigkeit in der Schweiz stark gestiegen. Atypische Arbeitsverhältnisse wie 
die Temporärarbeit, die den Arbeitnehmern im Vergleich zu Normalarbeitsverhältnissen ein ge-
ringeres Schutzniveau bieten, nehmen zu. Gleichzeitig wird es zunehmend schwieriger, sozial-
partnerschaftliche Regelungen zu erwirken. Beispielsweise sind die Arbeitgeber in den neuen, 
stark gewachsenen Dienstleistungsbranchen (Z.B. Call center, Kuriere, Kosmetikinstitute etc.) 
nicht oder nur sehr schlecht organisiert. In diesen Branchen kann es deshalb auf absehbare Zeit 
keine Gesamtarbeitsverträge geben. In verschiedenen Branchen weigern sich die Arbeitgeber 
sogar, überhaupt GAV-Verhandlungen aufzunehmen. Der Verbandspräsident der Schuhgeschäf-
te – eine Branche mit schlechten Arbeitsbedingungen - sagt beispielsweise öffentlich, dass er 
sich aktiv gegen einen GAV einsetzen wird. Ein Umdenken in der Schweizer Arbeitsmarktpolitik 
ist deshalb nötig. 
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Im internationalen Vergleich schwacher Arbeitnehmerschutz in der 
Schweiz  

Der Schweizer Arbeitnehmerschutz ist im internationalen Vergleich schwach. Die Schweiz kennt 
keinen gesetzlichen Mindestlohn. Mindestlöhne gibt es nur in Gesamtarbeitsverträgen. Tempo-
rärarbeit und befristete Arbeitsverhältnisse sind schwach reguliert. Der individuelle Kündigungs-
schutz ist wenig ausgebaut. Über die Kündigungsfristen hinaus gibt es kaum zusätzliche Best-
immungen. Der Schutz bei Massentlassungen entspricht ungefähr dem EU-Durchschnitt. Der 
Lohnersatz bei Arbeitslosigkeit ist im internationalen Vergleich zwar hoch, doch die Arbeitslosen-
geldzahlungen werden nur durchschnittlich lang ausbezahlt. Die Personalvertretungen sind rela-
tiv schwach vor Entlassungen geschützt. Dieser schwache gesetzliche Arbeitnehmerschutz geht 
einher mit einem eher geringen Abdeckungsrad der Gesamtarbeitsverträge. Dank den Flankie-
renden Massnahmen gibt es allerdings erstmals umfassende Lohnkontrollen und die Möglichkeit, 
bei Lohndumping Mindestlöhne einzuführen. Doch noch werden die Möglichkeiten trotz offen-
sichtlicher Lohnverstösse zu selten genutzt.  

Im Vergleich mit anderen OECD-Ländern ist die Schweiz beim Arbeitnehmerschutz in der Regel 
in den hintersten Rängen klassiert. Schlechter geschützt sind die Arbeitnehmer fast nur in den 
USA und im Vereinigten Königreich. Beide sind Länder mit zum Teil grossen sozialen Problemen 
(z.B. relativ hoher Anteil an ‚Working-Poor‘). 

Arbeitnehmerschutz: Die Schweiz im OECD-Vergleich 
(gemäss OECD-Klassifikationen; Rang 1 = stärkster Arbeitnehmerschutz) 

Kündigungs-

schutz* (Dauer-

stelle) 

Regulierung 

befristeter 

Arbeit* 

GAV-

Abdeckung* 

ALV-

Lohnersatz* 

(Eltern) 

ALV-

Bezugsdau-

er** 

Gesetzlicher 

Mindest-

lohn* 

Schutz vor 

Massenentlas-

sungen* 

31 (von 34) 24 (von 34) 20 (von 33) 6 (von 32) 12 (von 31) 

Nein  

(25 von 34 

Ja) 

4 (von 34) 

*OECD-Indikatoren (OECD Employment Protection Index; Venn, 2009) 
**40-Jähriger mit ununterbrochener Erwerbsbiografie, OECD 
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Arbeitnehmerschutz: Auswirkungen auf Löhne,  
Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 

Die Auswirkungen des Arbeitnehmerschutzes auf Löhne, Beschäftigung und Arbeitslosigkeit sind 
nicht eindeutig. Bereits eine Gegenüberstellung der Schweiz mit den Niederlanden und Norwe-
gen zeigt, dass sich ein guter Arbeitnehmerschutz und eine tiefe Arbeitslosigkeit nicht aus-
schliessen. Die Arbeitslosenquote der Niederlande liegt ungefähr auf der Höhe der schweizeri-
schen. Das Land hat aber eine fast doppelt so hohe GAV-Abdeckung wie die Schweiz, einen 
staatlichen Mindestlohn und einen viel stärker ausgebauten Kündigungsschutz. Auch Personal-
vertretungen sind besser geschützt.  

Arbeitsmarktinstitutionen und Arbeitslosigkeit – die Schweiz im Vergleich 

 
Schweiz Norwegen Niederlande 

Arbeitslosenquote  
(2005-2010, OECD) 4.0% 3.4% 4.1% 

Jugend-Arbeitslosigkeit 
(2005-2010; OECD) 

7.7% 9.0% 7.8% 

Kündigungsschutz 
(Beispiele)  

«Sachlicher Grund» für 
Kündigung 

Entlassungen  
bewilligungspflichtig 

Mindestlöhne/ 
GAV-Abdeckung 

Ca. 49% GAV-Abdeckung 
Kein staatl. Mindestlohn 

Ca. 75% GAV-Abdeckung 
Kein staatl. Mindestlohn 

Ca. 80% GAV-Abdeckung 
Staatlicher Mindestlohn 

Schutz der Personalver-
tretungen Kein bes. Schutz 

Bei Kündigung u.a.  
Rücksprache mit  
Gewerkschaften 

Kündigung nur bei 
schwerwiegenden  

Gründen 

 

Die neuere ökonomische Forschung zu den Auswirkungen des Arbeitnehmerschutzes kommt zu 
ähnlichen Ergebnissen. Die OECD, die sich früher für einen Abbau des Arbeitnehmerschutzes 
ausgesprochen hat, ist heute viel zurückhaltender. Die OECD-Forscher Bassanini/Duval (2009) 
sprechen davon, dass es keinen oder nur einen kleinen Konsens gibt, inwiefern Arbeitsmarktinsti-
tutionen die Arbeitslosigkeit beeinflussen („There is no or limited consensus on the quantitative 
impact of institutions on unemployment“). Auch Armingeon und Baccaro (2012) können keinen 
signifikanten Einfluss von Reformen beim Arbeitnehmerschutz auf die Arbeitslosigkeit finden. 

Diese allgemeinen Aussagen über Arbeitsmarktregulation werden von den neueren Forschungen 
zu einzelnen Arbeitsmarktinstitutionen weitgehend bestätigt: 

Untersuchungen der OECD zeigen, dass ein weniger ausgebauter Kündigungsschutz für unbe-
fristete Stellen mit mehr Stellenwechseln einhergeht. Doch die gesamtwirtschaftliche Wirkung auf 
das Beschäftigungsniveau ist nicht eindeutig, da sowohl das Ausmass der Einstellungen als auch 
der Entlassungen reduziert wird (OECD 2010).1 Eine mögliche positive Auswirkung vieler Stellen-

                                                        
1
  Auch andere Studien finden keinen Effekt eines strikten Kündigungsschutzes auf das aggregierte Beschäftigungsniveau 

(siehe z.B. Kugler und Pica 2008; Miles 2000). Botero et al. (2004) zufolge erhöhen zwar striktere ‚Employment Laws‘ die 
Arbeitslosigkeit v.a. unter jüngeren Arbeitnehmern, allerdings basiert die Untersuchung auf Daten aus 85 Ländern (darunter 
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wechsel ist, dass dadurch der wirtschaftliche Wandel hin zu produktiveren Branchen begünstigt 
werden kann. Negativ wären hingegen zu viele Wechsel, denn bei einer stark arbeitsteiligen, wis-
sensintensiven Produktion kann dann ein Know-how-Verlust resultieren. Ausserdem reduzieren 
häufige Stellenwechsel den Anreiz der Arbeitgeber in die Weiterbildung der eigenen Beschäftig-
ten zu investieren. Auch die Arbeitnehmer haben grösseres Interesse an Fortbildungen, wenn sie 
eine höhere Jobsicherheit geniessen (Vgl. Estevez-Abe/Iversen/Soskice 2001). Folgerichtig zei-
gen Untersuchungen, dass sich ein vermehrter Einsatz von Temporärarbeit bzw. befristeten An-
stellungen (was zu vielen Stellenwechseln führt) negativ auf die Produktivitätsentwicklung aus-
wirken kann (OECD 2010: 173).  

Die Wirkungen von Mindestlöhnen auf die Arbeitslosigkeit sind weitgehend neutral– also weder 
positiv noch negativ. Das ist das Fazit des heutigen Forschungsstandes (Bassanini/Duval 2006; 
Gianella et al. 2009; Metcalf 2007). Gleichzeitig führen Mindestlöhne zu einer ausgeglicheneren 
Einkommensverteilung, indem die Lage der tiefen und mittleren Einkommen verbessert wird. 
Erklärungen dafür, warum Mindestlöhne nicht zu höherer Arbeitslosigkeit führen, sind z.B.  

 Die Existenz marktmächtige Arbeitgeber, die Löhne unter dem Gleichgewichtslohn zahlen 
und  bei einem Mindestlohn die Löhne nicht mehr drücken können („Monopsone“). 

 Beschäftigte, die nach der Einführung eines Mindestlohns mehr verdienen und einen 
Zweitjob aufgeben können. 

 Personen, welche sich aus dem Erwerbsprozess zurückgezogen haben, nun aber aufgrund 
der Aussicht auf einen stabilen, höheren Lohn wieder eine Erwerbsarbeit aufnehmen und 
beispielsweise die Sozialhilfe verlassen.  

 Ausgelagerte Tätigkeiten wie Reinigung oder Gastronomie werden bei höheren Mindestlöh-
nen in den externen Firmen wieder in die ursprünglichen Firmen integriert. 

 Über Mindestlöhne kann Lohndumping (einzelne Arbeitgeber „drücken“ die Löhne unter das 
Marktgleichgewicht) verhindert werden.  

Bessere Leistungen bei der Arbeitslosenversicherung führen dazu, dass die Betroffenen einem 
weniger starken Druck ausgesetzt sind, eine Stelle zu suchen. Das könnte unter Umständen zu 
einer höheren Arbeitslosenzahl führen. Allerdings erlauben ihnen diese Leistungen auch, eine auf 
ihre Qualifikationen passende Stelle zu suchen. Das senkt das Risiko, wieder arbeitslos zu wer-
den und erhöht die gesamtwirtschaftliche Produktivität (OECD 2010). Hinzu kommt, dass Arbeits-
losigkeit für viele Menschen ein solch unangenehmer Zustand ist, dass die monetären Anreize 
eine Arbeit aufzunehmen keine besonders grosse Rolle spielen. Neuere Untersuchungen zeigen 
demzufolge keinen signifikanten Einfluss der Dauer der Taggeldzahlungen auf die Dauer der 
Arbeitslosigkeit (Howell/Azizoglu 2011). Wahrscheinlich ist eine Arbeitslosenversicherung opti-
mal, die gute Versicherungsleistungen mit sinnvollen arbeitsmarktlichen Massnahmen verbindet 
(s. Bassanini/Duval 2009).  

Wirksame Arbeitsmarktinstitutionen wie eine gute gewerkschaftliche Organisation, ein ausgebau-
ter Arbeitnehmerschutz, gute Leistungen der sozialen Sicherung tragen wesentlich zu einer aus-
geglichenen Lohnentwicklung bei und können das Aufgehen einer Lohnschere verhindern helfen 
(OECD 2011). Diese „Institutionen“ stärken die NormalverdienerInnen auf dem Arbeitsmarkt und 

                                                                                                                                                                        
zahlreiche Schwellen- und Entwicklungsländer), weshalb die Ergebnisse nicht ohne weiteres mit der spezifischen Situation 
der Schweiz (einer weit entwickelten Volkswirtschaft) verglichen werden können. 
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helfen, dass ihre Löhne mit der Wirtschaftsentwicklung Schritt halten. Klassische Lohnsysteme 
mit generellen Lohnerhöhungen statt Bonus-Lohnsysteme mit einer individuell ausgerichteten 
Lohnpolitik bremsen Lohnexzesse bei den Top-Salären. Ebenfalls ausgleichend wirken staatliche 
Massnahmen, mit denen die Aus- und Weiterbildung der ArbeitnehmerInnen verbessert wird. 
Wichtig ist auch die Organisation des Service public. Länder, die diesen privatisiert oder ausge-
lagert haben, zeichnen sich durch eine stärkere Lohnschere aus als die übrigen.  

Wer muss besonders geschützt werden? 

Stellenwechsel sind für die betroffenen Arbeitnehmenden mit Chancen und Risiken verbunden. 
Zahlreiche Personen wechseln ihre Arbeit, um am neuen Ort einen höheren Lohn zu erhalten. Die 
OECD (2010) schätzt den durchschnittlichen Lohnzuwachs bei einem freiwilligen Stellenwechsel 
auf über 5 Prozent. Bei Entlassungen überwiegen hingegen die Negativ-Risiken. Die Betroffenen 
müssen mit Lohneinbussen rechnen. Besonders stark ist der Abschlag bei Personen, die arbeits-
los wurden. Bei ihnen besteht die Gefahr, über eine längere Zeit schlechtere Lohn- und Beschäf-
tigungsaussichten zu haben, als Arbeitnehmer/-innen, die nicht arbeitslos wurden. In der For-
schung ist von einem Vernarbungseffekt (scar effect) die Rede.  

Der Schutzbedarf der Arbeitnehmenden ist daher abhängig von der Arbeitsmarktsituation. Sind 
die Arbeitskräfte knapp, so steigen die Chancen, die eigene Lohn- und Beschäftigungssituation 
über einen Stellenwechsel verbessern zu können. Ist die Arbeitslosigkeit hingegen hoch, so 
nimmt die Gefahr zu, die Stelle zu verlieren und weniger zu verdienen. Die Position auf dem Ar-
beitsmarkt dürfte zudem für verschiedene Arbeitnehmerkategorien unterschiedlich sein. Wer 
gefragte Qualifikationen besitzt, ist weniger entlassungsgefährdet und kann sich bei einem Stel-
lenwechsel grössere Chancen ausrechnen. Höher Qualifizierte können daher in einem weniger 
regulierten Arbeitsmarkt mit vielen Wechseln eher profitieren, während Personen mit einer weni-
ger guten Ausbildung in einem solchen Arbeitsmarkt benachteiligt sein dürften. Sie sind auf 
Schutz angewiesen, vor allem dann, wenn der Arbeitskräftemangel gering ist.  

Das Modell Schweiz am Wendepunkt? 

Die vorhandenen ökonomischen Analysen widerlegen die Behauptung, dass die im Vergleich zu 
anderen Ländern relativ tiefe Arbeitslosigkeit in der Schweiz auf den schwachen Arbeitnehmer-
schutz zurückzuführen ist. Der Zusammenhang dürfte genau umgekehrt sein. Weil die Schweiz – 
vor allem früher - eine vergleichsweise gute Beschäftigungssituation mit einer geringen Arbeitslo-
sigkeit hatte, konnte sie sich einen schwachen Arbeitnehmerschutz „leisten“.2 Die Arbeitskräfte-
knappheit und die tiefe Arbeitslosigkeit kompensierten bis Anfang der 1990er Jahre das geringe 
Schutzniveau der Arbeitnehmenden.   

                                                        
2
  Diese sog. ‚reverse causality‘, auf welche auch Bassanini und Duval (2006: 18) aufmerksam machen, ist ein zu selten be-

achtetes Problem: Die Wirtschaftsentwicklung ist nicht nur eine Reaktion auf politische Entscheidungen, sondern die Politik 
reagiert ihrerseits auch auf wirt. Entwicklungen. So wird in Rezessionen die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes oft aus-
gedehnt (ein Beispiel hierfür ist die Schweiz in den 90er Jahren). Der Grund dafür ist die soziale Notsituation der Arbeitslo-
sen. Falsch wäre es nun, aus dem gleichzeitigen Auftreten von Arbeitslosigkeit und Verlängerung der Bezugsdauer den 
Schluss zu ziehen, dass die längere Dauer der Arbeitslosenunterstützung die höhere Arbeitslosigkeit bedinge und nicht 
umgekehrt.  
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Die offizielle Arbeitslosenquote stieg über die ganzen 1980er Jahre hinweg nie über die Marke 
von 1 Prozent. Arbeitskräfte waren in der Schweiz dementsprechend gesucht. Die Arbeitsplatzsi-
cherheit war relativ gross. Die Chancen, auch ohne spezifische Ausbildung eine einigermassen 
attraktive Anstellung zu finden, waren intakt. Gemäss den Arbeitskräftemangel-Statistiken ver-
zeichneten in den Jahren 1980 bis 1990 im Mittel 51 Prozent der Firmen einen Mangel an Per-
sonal mit Berufslehre. 11 Prozent der Firmen mangelte es an Arbeitskräften mit obligatorischem 
Schulabschluss.  

Diese Situation hat sich in den 1990er Jahren grundlegend geändert. Erstmals seit langem litt 
das Land wieder unter der Arbeitslosigkeit. Der schwache Arbeitnehmerschutz konnte nicht mehr 
durch eine gute Beschäftigungssituation wettgemacht werden. Im Jahr 2011 konnten nur noch 
Arbeitskräfte mit besonderen Ausbildungen von Knappheitserscheinungen profitieren. 27 Pro-
zent der Firmen hatten Mangel an Personal mit höherer Berufsausbildung, 23 Prozent hatten 
grosse Mühe HochschulabgängerInnen zu finden. Der Mangel an Personal mit Berufslehre ist seit 
den 1980er Jahren hingegen sehr stark zurückgegangen (2011: noch 19 Prozent der Firmen). 
Probleme bei der Rekrutierung von Arbeitskräften mit obligatorischem Schulabschluss gibt es 
fast keine mehr (3 Prozent der Firmen). So gesehen ist es alles andere als erstaunlich, dass sich 
die Beschäftigungssituation dieser Personen verschlechtert hat. Die Zahl der prekären Stellen hat 
zugenommen. Lohndruck scheint häufiger geworden zu sein. Arbeitnehmende müssen vermehrt 
unfreiwillig temporär arbeiten usw.  

Betriebe mit Arbeitskräftemangel 
(in Prozent, nach Qualifikationen) 

Hochschulabgänger* 

(2011) 

Höhere  

Berufsbildung* 

(2011) 

Berufslehre* 

(2011) 

Obligatorische 

Schule* 

(2011) 

 
Berufslehre** 

(1980-1990) 

Oblig.  

Schule** 

(1980-1990) 

23 27 19 3  51 11 

*  Besta; Anteil der Firmen, die Personal nicht oder nur schwer gefunden haben am Total der antworten-
den Firmen 

** BFS Mangelmeldungen, Anteil der Firmen 

 

Den schwachen gesetzlichen Arbeitnehmerschutz durch Gesamtarbeitsverträge GAV zu verbes-
sern - beispielsweise durch Mindestlöhne in allgemeinverbindlich erklärten GAV – ist im Moment 
nur beschränkt möglich. Heute sind 40 Prozent der Arbeitsverhältnisse in der Schweiz durch 
Mindestlöhne in Gesamtarbeitsverträgen geschützt. Einige Branchen mit organisierten Arbeitge-
bern und Gewerkschaften haben  wegen des Widerstandes der Arbeitgeber keinen GAV (z.B. 
Journalismus, Strassentransport, Landwirtschaft). In zahlreichen Branchen besteht das Problem 
jedoch darin, dass die Arbeitgeber nur schlecht oder gar nicht organisiert sind. Teilweise sind 
das wachsende Branchen mit prekären Arbeitsbedingungen bzw. Lohndruck. Dort werden auf 
absehbare Zeit keine Mindestlöhne möglich sein. Beispiele sind der Detailhandel (insb. Schuhe, 
Kleider), Kuriere (Beschäftigte 1995: 7106; 2008: 12‘938), Call center (142; 3254), Fitness center 
(3353; 6783), Kosmetiksalons (3301; 4386).  

Das Instrument des GAV ist heute somit stark limitiert. Dazu kommen neue Organisations- und 
Arbeitsformen wie eine starke Zunahme der Temporärarbeit, Subunternehmerketten oder auch 
Scheinselbständige, welche die Integrationskraft der Arbeitgeberverbände schwächen. Diese 
Integrationskraft ist jedoch die Basis der Gesamtarbeitsverträge. Wenn die Arbeitgeberseite in 
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Schwierigkeiten kommt, die Firmen in den Branchen zu organisieren, fehlt ein wichtiger Sozial-
partner, um einen allgemeinverbindlich erklärten Gesamtarbeitsvertrag abzuschliessen.  

Handlungsbedarf 

Mit dem starken Anstieg der Arbeitslosigkeit seit Anfang der 1990er Jahre hat sich die Lage der 
Arbeiter und Angestellten in der Schweiz verschlechtert. Die Schweiz hat grosse Defizite und 
Lücken beim Arbeitnehmerschutz. Bund, Kantone und Nationalbank müssen eine aktive Geld-, 
Finanz- und Arbeitsmarktpolitik betreiben, um die Beschäftigungssituation zu verbessern.  

Der SGB hat seine Mindestlohninitiative eingereicht. Diese verlangt, dass der Bund Gesamtar-
beitsverträge fördern muss. Die Schwellen für die Allgemeinverbindlich-Erklärung müssen ge-
senkt und Verhandlungspflichten eingeführt werden. Bei der öffentlichen Beschaffung, bei Aus-
lagerungen und bei Finanzhilfen müssen GAV obligatorisch sein. Weil die Ausbreitung der GAV 
auf absehbare Zeit limitiert ist, braucht es zudem einen gesetzlichen Mindestlohn von 22 Fr./h.  

Bund und Kantone müssen die Flankierenden Massnahmen konsequent anwenden. Heute tole-
rieren sie Lohnunterbietungen, indem sie mit zu tiefen Richtlöhnen kontrollieren (Beispiel Gar-
tenbau). Zur Bekämpfung des Subunternehmerdumpings braucht es eine wirksame Haftung für 
Erstunternehmer. 

Unerwünschte Temporärarbeit muss verhindert werden. Beispielsweise über eine Beschränkung 
auf Arbeitskräfte mit einer Daueraufenthaltsbewilligung in der Schweiz oder branchenmässigen 
Einschränkungen. Temporärarbeitende müssen den gleichen Lohn erhalten wie die übrigen Be-
schäftigten in einer Firma (Equal pay).  

Für eine echte Sozialpartnerschaft braucht es gleichberechtigte Partner. So lange den Personal-
vertretungen in den Betrieben einfach gekündigt werden kann, ist das nicht der Fall. Deshalb 
müssen diese durch den Bund wirksam vor Kündigungen geschützt werden.  
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